	BEKANNTMACHUNG EINES INTERNEN AUSWAHLVERFAHRENS

REFERATSLEITER DER BESOLDUNGSGRUPPE AD12 (COM/INT/EU27/09/AD12)




Die Europäische Kommission führt Zulassungstests sowie ein internes Auswahlverfahren auf der Grundlage von Befähigungsnachweisen und einer Prüfung gemäss Artikel 29.1.b) des Statuts zur Ernennung von Referatsleitern der Besoldungsgruppe AD12 für folgende Sachgebiete durch: Binnenmarkt, Außenbeziehungen, Finanzkontrolle/Finanzmanagement und europäische öffentliche Verwaltung/Personalverwaltung.
Die Europäische Kommission verfolgt eine Politik der Chancengleichheit und nimmt statutsgemäß die Bewerbungen ohne Ansehen des Geschlechts, der Rasse, der Hautfarbe, der ethnischen oder sozialen Herkunft, der genetischen Merkmale, der Sprache, der Religion oder Weltanschauung, der politischen oder sonstigen Überzeugungen, der Zugehörigkeit zu einer nationalen Minderheit, des Vermögens, der Geburt, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung entgegen. Jeder Hinweis in dieser Bekanntmachung, der sich auf Personen männlichen Geschlechts bezieht, gilt gleichermaßen für Frauen.
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I.
EINFÜHRUNG

1.
Allgemeines
Um ihren Bedarf an Beamten auf der mittleren Führungsebene zu decken, führt die Europäische Kommission Zulassungstests sowie ein internes Auswahlverfahren auf der Grundlage von Befähigungsnachweisen und einer Prüfung zur Ernennung von Referatsleitern der Besoldungsgruppe AD12 für folgende Sachgebiete durch: Binnenmarkt, Außenbeziehungen, Finanzkontrolle/Finanzmanagement, europäische öffentliche Verwaltung/Personalverwaltung.
Parallel hierzu veröffentlicht die Kommission die Bekanntmachung des internen Auswahlverfahrens COM/INT/EU27/09/AD9.

Da die Prüfungen für die genannten Auswahlverfahren unter Umständen zeitgleich stattfinden können, dürfen sich die Bewerber nur zu einem dieser Auswahlverfahren anmelden; anderenfalls ist ihre Bewerbung ungültig.
Anmerkung: Die Wahl des internen Auswahlverfahrens und des Sachgebiets ist zum Zeitpunkt der elektronischen Anmeldung zu treffen und kann aus organisatorischen Gründen danach nicht mehr geändert werden.
2.
Angestrebte Zahl erfolgreicher Bewerber je Sachgebiet:

· Binnenmarkt:



10
· Außenbeziehungen:



10
· Finanzkontrolle/Finanzmanagement:



10
· Europäische öffentliche Verwaltung/Personalverwaltung:
10
3.
Prüfungsausschuss


Die Namen der Mitglieder des Prüfungsausschusses werden im IntraComm auf der Website „Pers Admin“ unter folgender Adresse veröffentlicht:

http://www.cc.cec/pers_admin/competitions/index_en.html.


Den Bewerbern ist es förmlich untersagt, sich persönlich oder über Dritte an den Prüfungsausschuss zu wenden. Jeder Verstoß gegen diese Regel führt zum Ausschluss vom Auswahlverfahren.
Jeder Schriftwechsel im Zusammenhang mit dem Auswahlverfahren erfolgt über die Funktionsmailbox EPSO COM-INT-EU27-09-AD12 des zuständigen Sekretariats.
II.
ART DER TÄTIGKEIT
1.
Aufgaben

Die Haupttätigkeit umfasst Managementaufgaben auf Ebene der Referatsleitung, die in der Regel unter der Aufsicht eines Generaldirektors oder eines Direktors wahrzunehmen sind
. Sie lassen sich im Wesentlichen in drei Bereiche untergliedern:
Managementaufgaben und Verwirklichung von Zielvorgaben

· Mitwirkung an der Ausarbeitung strategischer und verfahrenstechnischer Konzepte der Direktion und/oder Generaldirektion

· Aufstellung der strategischen Ziele des Referats und Annahme des entsprechenden Arbeitsprogramms 

· Festlegung und Überwachung der Arbeitsorganisation im Referat und effiziente, zielorientierte Aufteilung von Aufgaben und Zuständigkeiten auf die Referatsmitglieder

· Zielorientierte Prüfung und Optimierung der Verfahren und Arbeitsabläufe im Referat

· Beurteilung der erreichten Ziele anhand entsprechender Indikatoren und Erstellung von Managementberichten über die erzielten Ergebnisse

· Überprüfung der Konformität von Beschlüssen und Vorgängen mit den amtlichen Vorschriften und Verfahren

Personal- und Ressourcenverwaltung

· Effiziente Personalverwaltung innerhalb des Referats gemäß der Personalpolitik der Kommission. Dies umfasst insbesondere die Formulierung von Stellenbeschreibungen, die Leistungsbewertung und die Überprüfung persönlicher Ziele und Fortbildungspläne sowie die Genehmigung von Urlaubs-, Teilzeit- und Gleitzeitanträgen usw.

· Bildung und Förderung leistungsfähiger Teams, insbesondere durch Festlegung entsprechender Fortbildungspläne

· Entwicklung von echtem Teamgeist innerhalb des Referats durch Aufbau und Stärkung der Teamfähigkeit

· Erkennen von Spannungspotenzial im Referat und eigenverantwortliche Konfliktlösung

· Steigerung der Effizienz und der Arbeitsqualität des Teams durch Coaching und die Förderung individueller Fertigkeiten von Teammitgliedern

· Feststellung des Mittelbedarfs und Verwaltung des Jahresbudgets des Referats

· Beaufsichtigung und Überwachung von Finanzvorgängen im Zusammenhang mit dem Arbeitsprogramm des Referats

· Kontrolle und Validierung der finanziellen und haushaltstechnischen Aspekte von Programmen bzw. Projekten, für deren Durchführung das Referat zuständig ist

Arbeitsbeziehungen — Kommunikation, Koordination, Konsultation, Repräsentation und Verhandlungen

· Aufbau und Pflege eines Dialogs innerhalb des Referats, damit die Mitarbeiter über relevante politische und strategische Aspekte informiert sind und angemessene Rückmeldungen über ihre Arbeit erhalten

· Beitrag zur internen Kommunikation und zur Verbreitung von Know-how innerhalb der Generaldirektion und der EU-Organe

· Regelmäßige Berichterstattung und Beratung in Bezug auf rechtliche bzw. politische Entwicklungen und die Ergebnisse von Diskussionen und Verhandlungen

· Beratung, Koordinierung und/oder Verhandlung mit anderen Dienststellen in einschlägigen Fragen

· Vertretung des Referats oder des Dienstes in beratenden Ausschüssen, Verwaltungs- oder Regelungsausschüssen, Arbeitsgruppen oder anderen Ad-hoc-Gruppen

· Vertretung des Dienstes gegenüber Vertretern des Europäischen Rates, des Europäischen Parlaments, der Mitgliedstaaten und Drittländer sowie internationalen öffentlichen und privaten Organisationen

· Verhandlung im Namen der Organe mit Mitgliedstaaten, Drittländern oder internationalen öffentlichen und privaten Organisationen

Die Wahrnehmung dieser Aufgaben setzt Dienstleistungskultur, Organisationstalent und Aufgeschlossenheit für neue Technologien voraus.

Die Kommission legt besonderen Wert auf die Fähigkeit der Bewerber, unterschiedliche und oftmals komplexe Problemstellungen zu erfassen, auf neue Gegebenheiten rasch zu reagieren und Informationen verständlich zu vermitteln. Erwartet werden außerdem Eigeninitiative, Kreativität und ein hohes Maß an Motivation. Die Bewerber müssen belastbar sein, allein oder im Team arbeiten und sich an ein multikulturelles Arbeitsumfeld anpassen können. Die Bereitschaft zur Fortbildung während der gesamten beruflichen Laufbahn wird erwartet.

Neben den Managementaufgaben, die den Schwerpunkt bilden, übernehmen die künftigen Referatsleiter je nach Fachbereich u.a. folgende Tätigkeiten:

Fachbereich Binnenmarkt

Hauptziel der Binnenmarktpolitik ist es, die Integration des europäischen Markts im Interesse der Bürger und Unternehmen der EU voranzubringen und sich dafür einzusetzen, die Schranken zu beseitigen, die den im EG-Vertrag verankerten Grundfreiheiten – z. B. dem freien Dienstleistungsverkehr (einschließlich Finanzdienstleistungen) und der Niederlassungsfreiheit – entgegenstehen. Der Fachbereich Binnenmarkt ist auch für die Wettbewerbsfähigkeit in bestimmten Wirtschaftszweigen sowie für die Zoll –und Steuerpolitik zuständig.
· Mitwirkung an der Weiterentwicklung der gemeinschaftlichen Binnenmarktpolitik durch die Konzeption, Ausarbeitung und Analyse gemeinschaftlicher Rechtsakte

· Überwachung der Anwendung der Rechtsvorschriften

· Analyse und Ausarbeitung von politischen Positionen und Maßnahmen

· Gewährleistung, dass Konzepte und Maßnahmen mit den übrigen Bereichen der EU-Politik in Einklang stehen

· Umsetzung der Politik, Entwicklung neuer Politikinstrumente und Überwachung der bestehenden Instrumente einschließlich der Ausgabenprogramme

· Vorbereitung, Betreuung und Beaufsichtigung von (legislativen und nichtlegislativen) Initiativen 

· Ausarbeitung und Durchführung von Kontrollprogrammen

· Bewertung der Auswirkungen von Initiativen anderer Generaldirektionen auf die Wettbewerbsfähigkeit und Mitwirkung an Arbeiten in benachbarten Bereichen

· Stärkung des Beitrags der Binnenmarktpolitik zur internationalen Handelspolitik

Fachbereich Außenbeziehungen

· Festlegung, Analyse und Umsetzung von Politiken und Strategien der Europäischen Union, die Drittländer, Drittregionen oder horizontale Fragen betreffen, besonders mit Bezug auf die gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik, die Informationspolitik sowie die politische, wirtschaftliche und handelspolitische Zusammenarbeit

· Festlegung, Analyse und Umsetzung der Politiken und Strategien der Europäischen Union, die im Zusammenhang mit der Erweiterung Bewerber- und potenzielle Bewerberländer betreffen

· Analyse der EU-Handelspolitik, deren Formulierung, einschlägige Empfehlungen und Verhandlungen, Durchführung dieser Politik und Beiträge zu ihrer Konzeption, auch im Bereich des internationalen Handels

· Enge Zusammenarbeit mit anderen Abteilungen und Direktionen innerhalb der Generaldirektion, anderen Gemeinschaftsorganen, den Mitgliedstaaten und internationalen Organisationen wie UNO, OECD, Europarat, OSZE oder FAO

Fachbereich Finanzkontrolle/Finanzmanagement

· Prüfung, ob die Ressourcen so effizient und wirtschaftlich eingesetzt werden, dass gute Ergebnisse erzielt werden können

· Prüfung von Einzelvorgängen, um festzustellen, ob die Ergebnisse den Zielvorgaben entsprechen und Tätigkeiten plangemäß abgewickelt werden

· Risikoanalyse und -management in Bezug auf Gemeinschaftsmittel, die von den europäischen Organen und Einrichtungen, ihren Partnern, zwischengeschalteten Stellen und den Endempfängern oder -schuldnern vergeben oder erhoben werden

· Bewertung und Erprobung der Wirksamkeit der Innenrevisionssysteme in den Organen und Einrichtungen, die Gemeinschaftsmittel verwalten oder erhalten bzw. die Gemeinschaftsmittel feststellen und einziehen

· Prüfung der Zuverlässigkeit und Vollständigkeit von Informationssystemen

· Prüfung der Mittel zur Sicherung von Vermögenswerten

· Kontrolle der Rechtmäßigkeit und Ordnungsmäßigkeit der Haushalts- und Finanzvorgänge

· Prüfung der Zuverlässigkeit der Jahresabschlüsse

· Bewertung der Systeme, anhand deren die Tätigkeiten der betreffenden Einrichtungen geleitet und kontrolliert werden

· Überwachung der Funktionsweise von Buchführungs- und Finanzsystemen und –verfahren

· Beaufsichtigung der Vorlage von Jahresabschlüssen

· Überwachung von Schulden und Rückforderungsverfahren

· Überwachung der Buchführungsverfahren für Einnahmen und deren Finanzverwaltung

· Überwachung der finanziellen Aspekte der Aufstellung und Abwicklung von Programmen und des Follow-ups

· Entwurf von Aufforderungen zur Einreichung von Vorschlägen, Ausschreibungen oder Aufforderungen zur Interessenbekundung im Hinblick auf den Abschluss von Verträgen oder Finanzhilfevereinbarungen

· Überwachung der Auswahl der Vorschläge und der Zuschlagserteilung

· Kontrolle der Leistungsbeschreibung von Verträgen und Vereinbarungen

· Unterstützung der operativen Referate (einschließlich der Delegationen)

Fachbereich europäische öffentliche Verwaltung/Personalverwaltung
· Konzeptions-, Untersuchungs- oder Kontrollaufgaben in einem oder mehreren Tätigkeitsbereichen des Organs (Verbraucherschutz, Verkehr, Telekommunikation, Sozialpolitik, Inneres, Außenbeziehungen usw.)

· Koordinierung und Begleitung verschiedener Arbeitsgruppen auf allen Ebenen

· Erarbeitung neuer Ansätze oder Maßnahmen mit Hilfe von Analysen oder Fachstudien

· Vorbereitung von und Teilnahme an Sitzungen im Rahmen des politischen Dialogs

· Kontaktpflege und Abstimmung mit anderen Direktionen der Kommission und/oder anderer Organe, der Mitgliedstaaten oder internationaler Organisationen
· Konzeption und/oder Umsetzung der Politiken im Bereich der Personalverwaltung, wie z. B. Einstellungs- und Auswahltechniken; Chancengleichheit; Fortbildung und Entwicklung; Beurteilungs-, Beförderungs- und Belohnungsmechanismen; Kompetenzen in den Bereichen Beratung, Coaching und Mentoring; Arbeitsrecht; Beziehungen zu den Sozialpartnern.
2.
Dienstort


Brüssel, Luxemburg oder jeder andere Dienstort der Kommission

III.
ZULASSUNGSBEDINGUNGEN
1.
Allgemeine Zulassungsbedingungen

Zum Zeitpunkt des in dieser Bekanntmachung genannten Anmeldeschlusses müssen die Bewerber

a)
Staatsangehöriger eines Mitgliedstaats der Europäischen Union sein,

b)
die bürgerlichen Ehrenrechte besitzen,

c)
den Verpflichtungen aus den für sie geltenden Wehrgesetzen nachgekommen sein,

d)
den für die Ausübung des vorgesehenen Amtes zu stellenden sittlichen Anforderungen genügen. 

2.
Dienstverhältnis

Die Bewerber müssen

a)
sich zum Zeitpunkt des in dieser Bekanntmachung genannten Anmeldeschlusses als Beamte oder Zeitbedienstete bei der Kommission oder den ihr unterstellten Dienststellen im Sinne der Artikel 35 ff des Statuts in einer der folgenden dienstrechtlichen Stellungen befinden: „aktiver Dienst“, „Beurlaubung zum Wehrdienst“, „Elternurlaub oder Urlaub aus familiären Gründen“, „Abordnung im dienstlichen Interesse“ oder „Abordnung auf eigenen Wunsch“ (in den ersten sechs Monaten ihrer Abordnung);

b)
ein Dienstalter in der Funktionsgruppe AD von mindestens 18 Monaten zwischen dem 16.05.2006 bis zum Zeitpunkt des in dieser Bekanntmachung genannten Anmeldeschlusses  als Beamte oder Zeitbedienstete bei der Europäischen Kommission oder den ihr unterstellten Dienststellen aufweisen.
c)
zum Zeitpunkt des in dieser Bekanntmachung genannten Anmeldeschlusses ein Dienstalter von 4 Jahren als Beamter, Zeitbediensteter, Vertragsbediensteter, Hilfskraft, Örtlicher Bediensteter oder Abgeordneter nationaler Sachverständige bei der Europäischen Kommission oder den ihr unterstellten Dienststellen nachweisen;
Bei der Berechnung des Dienstalters werden die Zeiten „im aktiven Dienst“ und „im dienstlichen Interesse abgeordnet“ im Sinne der Artikel 35ff des Statuts berücksichtigt.

3.
Besoldungsgruppe

Zum Zeitpunkt des in dieser Bekanntmachung genannten Anmeldeschlusses müssen die Bewerber der Besoldungsgruppe AD11 oder darüber angehören.

4.
Bildungsabschlüsse und sonstige Befähigungsnachweise

Die Bewerber müssen Folgendes nachweisen:

i) ein abgeschlossenes Hochschulstudium mit einer Regelstudienzeit von mindestens vier Jahren

oder

ii) ein abgeschlossenes Hochschulstudium sowie eine einschlägige, mindestens einjährige Berufserfahrung, wenn die entsprechende Regelstudienzeit mindestens drei Jahre beträgt.

Anmerkung: Die gemäß Ziffer ii) nachzuweisende Berufserfahrung von mindestens einem Jahr ist fester Bestandteil des Bildungsabschlusses und kann nicht auf die nachstehend unter Punkt 5 verlangte Berufserfahrung angerechnet werden (siehe Artikel 5 Absatz 3 Buchstabe c Ziffer ii des Statuts).

Der Prüfungsausschuss berücksichtigt hierbei die Unterschiede zwischen den Bildungssystemen der Mitgliedstaaten. In Anhang 2 sind in Tabellenform Beispiele für erforderliche Mindestabschlüsse aufgeführt.

Zugelassen werden auch Bewerber, die im Wege eines Auswahlverfahrens zum Übergang in eine andere Laufbahngruppe oder im Wege des Bescheinigungsverfahrens ohne Nachweis eines abgeschlossenen Hochschulstudiums in die Funktionsgruppe Administration aufgestiegen sind. Wenn in diesen Fällen weniger als vier Studienjahre nachgewiesen werden können, muss für den auf vier Jahre verbleibenden Zeitraum eine entsprechende Berufserfahrung nachgewiesen werden. Diese Berufserfahrung kann nicht auf die unter Punkt 5 verlangte Berufserfahrung angerechnet werden.

5.
Berufserfahrung

Zum Zeitpunkt des in dieser Bekanntmachung genannten Anmeldeschlusses müssen die Bewerber eine einschlägige Berufserfahrung von mindestens 15 Jahren erworben haben. Diese Berufserfahrung kann sowohl in der Kommission und den anderen EU-Organen als auch außerhalb erworben worden sein.

Von den vorgenannten 15 Jahren Berufserfahrung müssen

· 4 Jahre auf eine Führungsposition und/oder eine koordinierende Tätigkeit mit regelmäßigen Kontakten auf hoher Ebene in der Kommission und den anderen EU-Organen oder in einer anderen Organisation entfallen, wobei sich die Bewerber in einer der folgenden dienstrechtlichen Stellungen befunden haben müssen: „aktiver Dienst“, „Abordnung im dienstlichen Interesse“ oder „Abordnung auf eigenen Wunsch“;
und
· 7 Jahre in dem vom Bewerber gewählten Fachbereich; diese Berufserfahrung kann sowohl in der Kommission und den anderen EU-Organen als auch außerhalb erworben worden sein.

Bei der Bewertung der Berufserfahrung wird die Verantwortungsebene des Bewerbers unter Berücksichtigung folgender Aspekte zugrunde gelegt:

· in Bezug auf die „Führungsposition“ wird die Berufserfahrung in Positionen der mittleren oder einer gleichwertigen Führungsebene oder die Tätigkeit als stellvertretender Referatsleiter oder Sektionsleiter oder in einer gleichwertigen Funktion, mit der eine echte Verantwortung für die Personalführung verbunden ist – wie in Abschnitt II dieser Bekanntmachung unter der Rubrik „Personal- und Mittelverwaltung“ Gedankenstriche 1 bis 5 beschrieben – berücksichtigt. Als Nachweis hierfür dienen: die Stellenbeschreibung, die Tätigkeit als Beurteilender im Beurteilungsverfahren usw.;
· in Bezug auf die „koordinierende Tätigkeit mit regelmäßigen Kontakten auf hoher Ebene“ wird die Berufserfahrung im regelmäßigen Umgang mit Personen der höheren Führungsebene der Kommission oder mit gleichrangigen Personen in anderen Organisationen berücksichtigt.
Bei der Anmeldung (siehe Abschnitt IV dieser Bekanntmachung) geben die Bewerber insbesondere für die 4 Jahre, in denen sie Berufserfahrung in einer Führungsposition und/oder bei einer koordinierenden Tätigkeit mit regelmäßigen Kontakten auf hoher Ebene erworben haben, Folgendes an: 1) Bezeichnung und Art der Tätigkeit, 2) gegebenenfalls die Zahl der Mitarbeiter, für die sie jeweils zuständig waren, 3) Zahl der unter- und übergeordneten Hierarchie-Ebenen und der Führungskräfte auf gleicher Ebene, 4) Bezeichnung und Art der Tätigkeit der Personen, mit denen während der Koordinierungstätigkeit Kontakte gepflegt wurden, sowie Art und Häufigkeit dieser Kontakte.
Die Bewerber sind verpflichtet, ihre Angaben zu belegen (siehe Abschnitt IV).

6.
Sprachkenntnisse

Die Bewerber müssen über Kenntnisse in einer Hauptsprache (Sprache 1) und einer zweiten Sprache (Sprache 2) verfügen (siehe nachstehende Kriterien). Die gewählten Sprachen sind auf dem elektronischen Anmeldeformular anzugeben. Diese Wahl kann nach Ablauf der Frist für die elektronische Anmeldung nicht mehr geändert werden.
a)
Hauptsprache (Sprache 1)

Gründliche Kenntnis einer EU-Amtssprache.

Anmerkung: Der Prüfungsausschuss überprüft, ob die als Sprache 1 angegebene Sprache tatsächlich den Kriterien der Hauptsprache des Bewerbers entspricht. Bewerber mit zwei oder mehreren Hauptsprachen können eine dieser Sprachen frei wählen.
b)
Zweite Sprache (Sprache 2)

Die Bewerber müssen ausreichende Deutsch-, Englisch- oder Französischkenntnisse besitzen. Die Sprache 2 darf nicht mit der Hauptsprache (Sprache 1) identisch sein. Beispielsweise müssen Bewerber, deren Hauptsprache Englisch ist, die Prüfungen in Französisch oder Deutsch ablegen.

Anmerkung: Sofern es mehrere Anzeichen dafür gibt, dass ein Bewerber seine Hauptsprache als Sprache 2 angegeben hat, kann der Prüfungsausschuss diesen Bewerber ausschließen. Bestehen Zweifel, so kann der Prüfungsausschuss einen Bewerber zu einem Gespräch einladen, um seine Kenntnisse in der Hauptsprache zu prüfen (dies gilt nicht für Bewerber mit mehreren Hauptsprachen).

Gemäß Artikel 45 Absatz 2 des Statuts muss ein Beamter vor seiner ersten Beförderung nach der Einstellung nachweisen, dass er in einer dritten Sprache arbeiten kann.

IV. 
ANMELDUNG

Bitte prüfen Sie vor Ihrer Anmeldung zum internen Auswahlverfahren sorgfältig, ob Sie sämtliche Zulassungsbedingungen erfüllen.

1.
Frist für die elektronische Anmeldung zu den internen Auswahlverfahren
Frist für die elektronische Anmeldung ist der 20.05.2009 bis spätestens 12.00 Uhr (mittags), Brüsseler Zeit.

2.
Einzelheiten der Anmeldung

Bitte befolgen Sie die Anleitung für die Anmeldung zu internen Auswahlverfahren der Kommission im Anhang der Verwaltungsmitteilung Nr. 29 vom 20.04.2009 Sie enthält genaue Anweisungen für eine ordnungsgemäße Bewerbung.

Öffnen Sie die Verwaltungsmitteilung Nr. 29 vom 20.04.2009 im IntraComm und führen Sie Ihre Anmeldung den Anweisungen entsprechend in folgenden drei Schritten fristgemäß aus: 
a)
Erstellen des EPSO-Kontos

Bevor Sie Ihre Bewerbung einreichen können, müssen Sie ein EPSO-Konto erstellen (vormals EPS0-Datei genannt). Dieses dient als elektronische Schnittstelle zwischen dem Sekretariat des Prüfungsausschusses und dem Bewerber.

Sollten Sie bereits für ein anderes Auswahlverfahren ein EPSO-Konto erstellt haben und noch dieselbe E-Mail-Adresse besitzen, so können Sie dieses EPSO-Konto mit Ihrem bestehenden Passwort verwenden und zum nächsten Schritt übergehen. 
b)
Elektronische Anmeldung zum internen Auswahlverfahren
Die Anmeldung erfolgt elektronisch über das EPSO-Konto.

Nach Abschluss des Anmeldeverfahrens erscheint auf dem Bildschirm eine Nummer, die Sie sich notieren müssen, da sie bei jeder künftigen Bezugnahme auf Ihre Anmeldung anzugeben ist. Mit dem Erscheinen der Nummer ist die Anmeldung zum Auswahlverfahren abgeschlossen. Sie ist der Nachweis dafür, dass die Daten registriert wurden.

WICHTIG: Wird Ihnen keine Nummer angezeigt, bedeutet dies, dass Ihre Anmeldung zum internen Auswahlverfahren nicht registriert wurde!

Wir empfehlen Ihnen dringend, mit der Anmeldung nicht bis zuletzt zu warten. Eine unvorhergesehene Überlastung der Leitungen oder eine Störung Ihrer Internet-Verbindung kann dazu führen, dass Sie die Anmeldung für das interne Auswahlverfahren wiederholen müssen, was jedoch nach Anmeldeschluss nicht mehr möglich ist.
Aufgrund der ihnen obliegenden Sorgfaltspflicht ist es Aufgabe der Bewerber sicherzustellen, dass die zwei nachstehend beschriebenen Verfahrensschritte vollständig und fristgerecht durchgeführt werden. 

V.
ZULASSUNGSTESTS

1.
Einladung zu den Zulassungstests

Zu den Zulassungstests werden diejenigen Bewerber eingeladen, die nach einer ersten Prüfung insbesondere via SYSPER 2 der Teilnahmeberechtigung durch den Prüfungsausschuss die Zulassungsbedingungen in Abschnitt III. Punkte 1, 2 und 3 erfüllen. Die Einladung zu den Zulassungstests bedeutet nicht, dass die Erfüllung der Zulassungskriterien gemäß Abschnitt III Punkt 4, 5 und 6 bereits geprüft wurde.
2.
Ablauf der Zulassungstests

a) Test, bestehend aus einer Reihe von Multiple-Choice-Fragen zur Beurteilung der allgemeinen Fähigkeiten und Kompetenzen im Bereich des sprachlogischen Denkens.

Dieser Test wird mit 0 bis 50 Punkten bewertet.

b) Test, bestehend aus einer Reihe von Multiple-Choice-Fragen zur Beurteilung der allgemeinen Fähigkeiten und Kompetenzen im Bereich des Zahlenverständnisses.

Dieser Test wird mit 0 bis 50 Punkten bewertet.

Die erforderliche Mindestpunktzahl für die Tests a) und b) zusammen beträgt 50 Punkte.

Bei den Zulassungstests führen falsche Antworten nicht zu einem Punktabzug.

Die Tests a) und b) finden in der Sprache 2 des Bewerbers (Deutsch, Englisch oder Französisch) statt.

EPSO führt die Zulassungstests a) und b) computergestützt durch. Sie finden je nach Verfügbarkeit der Räumlichkeiten in speziellen Testzentren in allen Mitgliedstaaten der Europäischen Union statt.
VI.
INTERNES AUSWAHLVERFAHREN – PRÜFUNG

Zu den internen Auswahlverfahren lässt der jeweilige Prüfungsausschuss nur Bewerber zu, die die besten Ergebnisse (siehe unten)
 und in den Tests a) und b) zusammen die erforderliche Mindestpunktzahl erzielt haben:

· Binnenmarkt:



30
· Außenbeziehungen:



30
· Finanzkontrolle/Finanzmanagement:



30
· Europäische öffentliche Verwaltung/Personalverwaltung:
30
1.
Prüfung der Zulassungsberechtigung

Nur diejenigen Bewerber, die pro Bereich die besten Ergebnisse sowie in den Zulassungstests a) und b) zusammen die erforderliche Mindestpunktzahl erreicht haben, so dass der Prüfungsausschuss in der Lage ist, 30 qualifizierte Kandidaten pro Bereich zum internen Auswahlverfahren zuzulassen
, sind verpflichtet, Nachweise an den Prüfungsausschuss innerhalb der von diesem festgelegten Frist (es gilt das Datum des Poststempels) per Einschreiben an die nachstehende Anschrift zu senden; 
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Der Prüfungsausschuss prüft bei den Kandidaten, die die besten Noten und die erforderliche Mindestpunktzahl in allen Zulassungstests erreicht haben, eingehend anhand der Informationen, über die er aus SYSPER2 und aus der Personalakte des Bewerbers verfügt, ob der Bewerber die Voraussetzungen gemäß Abschnitt III erfüllt. Dabei kommen zwei Möglichkeiten in Betracht:

a) Die vorliegenden Angaben reichen aus um zu bestimmen, ob der Bewerber die Voraussetzungen nach Abschnitt III erfüllt oder nicht. In diesem Fall wird dem Bewerber mitgeteilt, ob er zu den Prüfungen zugelassen wird oder nicht; er braucht keine weiteren Unterlagen einzureichen. 

oder

b) Die vorliegenden Informationen reichen nicht aus, um zu bestimmen, ob der Bewerber die Voraussetzungen nach Abschnitt III erfüllt. In diesem Fall wird dem Bewerber mitgeteilt, welche Unterlagen fehlen und/oder in welchen Punkten der Prüfungsausschuss Zweifel an der Zulassungsberechtigung hegt. Die ergänzenden Unterlagen sind dann in der vom Prüfungsausschuss gesetzten Frist (es gilt das Datum des Poststempels) per Einschreiben an obige Anschrift zu senden.
Den Bewerbern wird persönlich mitgeteilt, ob sie vom Prüfungsausschuss zugelassen wurden.
2.
Prüfung

a) Vor dem Gespräch mit dem Prüfungsausschuss werden die zum internen Auswahlverfahren zugelassenen Bewerber zu Tests in ein Assessmentcenter eingeladen. Die Tests werden ausschließlich in Deutsch, Englisch oder Französisch (Sprache 2) durchgeführt. Die Testergebnisse werden dem Prüfungsausschuss als fachlicher Sachverständigenbeitrag zur Beschlussfassung übermittelt.

Die Tests umfassen unter anderem:

· die schriftliche Bearbeitung von Unterlagen

· eine Aufgabe zur Beurteilung der Managementfähigkeit

· ein Gespräch mit einem Personalexperten zur Beurteilung des Kompetenzprofils.

b) Nach den Tests im Assessmentcenter werden die Bewerber zu einem Gespräch mit dem Prüfungsausschuss in deutscher, englischer oder französischer Sprache (Sprache 2) eingeladen. Dabei wird die Fähigkeit der Bewerber beurteilt, die unter Abschnitt II genannten Aufgaben eines Referatsleiters wahrzunehmen, insbesondere

· ihre Fähigkeit, Ideen zu entwickeln und sie klar, strukturiert und logisch aufzubauen, sowie ihre Fachkenntnisse in dem gewählten Fachbereich;

· ihre Berufserfahrung und ihre Fähigkeit, die Arbeit eines Referats zu organisieren und zu koordinieren, ihre Flexibilität, ihr Verhandlungsgeschick, ihre Entscheidungsfreudigkeit und generell ihre Fähigkeit, ein Referat zu leiten;

· ihre allgemeinen Kenntnisse über die Europäische Union, ihre Organe und ihre Politikbereiche.

Die Kenntnisse der Hauptsprache (Sprache 1) werden ebenfalls geprüft.

Diese Prüfung wird mit 0 bis 100 Punkten bewertet (erforderliche Mindestpunktzahl:  60).
In der Regel finden die Tests im Assessmentcenter und das Gespräch mit dem Prüfungsausschuss an aufeinanderfolgenden Tagen statt. Der Termin wird den Bewerbern in der Einladung mitgeteilt. Unter bestimmten außergewöhnlichen Umständen kann der Prüfungsausschuss jedoch auf Antrag des Bewerbers eine Terminänderung akzeptieren, sofern dadurch nicht der ordnungsgemäße Ablauf des Auswahlverfahrens gestört wird.

Aus organisatorischen Gründen finden sowohl die Tests im Assessmentcenter als auch das Gespräch in Brüssel statt.

VII.
AUFNAHME IN DIE RESERVELISTE

Der Prüfungsausschuss nimmt diejenigen Prüfungsteilnehmer in die Reserveliste auf, die in der mündlichen Prüfung sowohl die erforderliche Mindestpunktzahl als auch eines der besten Ergebnisse erzielt haben (Abschnitt IV); die Anzahl der erfolgreichen Prüfungsteilnehmer pro Fachbereich ist Abschnitt I Punkt 2 zu entnehmen
.

Die Namen auf der Reserveliste sind nach Fachbereich in alphabetischer Reihenfolge aufgeführt.

Die Reserveliste gilt bis zum 31.12.2011. Sie wird im IntraComm auf der Website „Personnel & Administration“ unter „Concours/Sélections“ und in den Verwaltungsmitteilungen veröffentlicht.

VIII.
ANTRAG AUF ÜBERPRÜFUNG – RECHTSBEHELF – BESCHWERDE BEIM EUROPÄISCHEN BÜRGERBEAUFTRAGTEN

Siehe Anhang 1.

IX.
ERNENNUNG

Mit der Aufnahme in eine Reserveliste können die erfolgreichen Bewerber ernannt werden (bei Zeitbediensteten als Beamte auf Probe), um ausschließlich die Aufgaben eines Referatsleiters innerhalb der Europäischen Kommission oder den ihr unterstellten Dienststellen wahrzunehmen.

Ein erfolgreicher Bewerber, der bisher als Beamter, jedoch noch nicht als Referatsleiter beschäftigt war und zum Referatsleiter in einer Besoldungsgruppe ernannt wird, die höher ist als seine bisherige, und dessen Probezeit als nicht zufriedenstellend bewertet wird, wird in seine ursprüngliche Besoldungsgruppe zurückgestuft und in einer dieser Besoldungsgruppe entsprechenden Funktion verwendet.

Ein erfolgreicher Bewerber, der bisher als Beamter und Referatsleiter beschäftigt war und zum Referatsleiter in einer Besoldungsgruppe ernannt wird, die höher ist als seine bisherige, hat keine neue Probezeit als Referatsleiter abzuleisten.

Die Probezeit eines erfolgreichen Bewerbers, der bisher als Beamter auf Probe beschäftigt war und zum Referatsleiter in einer Besoldungsgruppe ernannt wird, die höher ist als die vor seiner Ernennung, wird ausgesetzt, und der Betreffende tritt erneut eine neunmonatige Probezeit als Beamter auf Probe in der neuen Stelle an. Wird die gegebenenfalls um höchstens sechs Monate verlängerte Probezeit als nicht zufriedenstellend bewertet, so wird er in seine ursprüngliche Besoldungsgruppe zurückgestuft und in einer seiner Besoldungsgruppe entsprechenden Funktion verwendet, wobei die ausgesetzte ursprüngliche Probezeit weiterläuft.

Ein erfolgreicher Bewerber, der bisher als Beamter auf Probe und Referatsleiter beschäftigt war und zum Referatsleiter in einer Besoldungsgruppe ernannt wird, die höher ist als seine bisherige, verbleibt in dieser neuen Besoldungsgruppe, ohne dass die Probezeit ausgesetzt wird. Wird seine Probezeit als nicht zufriedenstellend bewertet, wird der als Referatsleiter tätige Beamte auf Probe entlassen.
Der erfolgreiche Bedienstete auf Zeit, der zum Referatsleiter auf Probe ernannt wurde und dessen Probezeit als nicht zufrieden stellend bewertet wurde, wird entlassen. Die Möglichkeit einer erneuten Beschäftigung als Bediensteter auf Zeit oder als Vertragsbediensteter kann nach den geltenden Regeln und Verfahren geprüft werden . 
Wird den erfolgreichen Bewerbern auf den Reservelisten eine Stelle angeboten, so haben sie zum gegebenen Zeitpunkt zur Feststellung der Übereinstimmung die Originale aller verlangten Dokumente vorzulegen, sofern sich diese nicht bereits in ihrer Personalakte befinden.

Einstellungen aus den Reservelisten erfolgen nach Maßgabe des Beamtenstatuts und entsprechend der Verfügbarkeit von Haushaltsmitteln, deren Verfolgung insbesondere DG ADMIN obliegt. 
X.
ALLGEMEINE HINWEISE

1.
Kontakte zu den Bewerbern

Die angemeldeten Bewerber können sich über das IntraComm auf der Website „Personnel & Administration“ unter "Concours/Sélections“ über den allgemeinen Fortgang des Auswahlverfahrens informieren:
 (http://www.cc.cec/pers_admin/competitions/index_en.html.

Personenbezogene Informationen (insbesondere über die Einladung zu den Zulassungstests und zu den einzelnen Prüfungen des Auswahlverfahrens sowie die jeweiligen Ergebnisse) finden die Bewerber ausschließlich in ihrem EPSO-Konto, das über die Verwaltungsmitteilung Nr. 29 vom 20/04/2009 zugänglich ist und auf das mit dem bei der Anmeldung gewählten Benutzernamen und Passwort zugegriffen werden kann. Die Bewerber sind für die Aktualisierung ihrer Postanschrift und E-Mail-Adresse in ihrem EPSO-Konto verantwortlich. Ist ihnen diese Überprüfung nicht möglich, haben sie dies aufgrund der ihnen obliegenden Sorgfaltspflicht dem Sekretariat des Prüfungsausschusses umgehend per E-Mail an die Funktionsmailbox EPSO COM-INT-EU27-09-AD12 mitzuteilen.
Der Schriftwechsel im Zusammenhang mit dem Auswahlverfahren erfolgt über die Funktionsmailbox EPSO COM-INT-EU27-09-AD12 und/oder das EPSO-Konto der Bewerber.

Die Bewerber erhalten die Unterlagen aus ihrer Bewerbungsakte nicht zurück.

Um die Bearbeitung der Bewerbungen zu erleichtern, sind im Schriftverkehr stets der Name, unter dem die Bewerbung läuft, die Nummer des Auswahlverfahrens sowie die bei der elektronischen Anmeldung zum Auswahlverfahren zugewiesene Nummer anzugeben.

Sollte zu irgendeinem Zeitpunkt des Verfahrens festgestellt werden, dass die Angaben in Bezug auf die Zulassungsbedingungen nicht zutreffen, wird die Zulassung zum Auswahlverfahren für ungültig erklärt.

2.
Anträge auf Einsichtnahme in die eigenen Prüfungsunterlagen

Im Rahmen der Auswahlverfahren haben die Bewerber das Recht, unter nachstehenden Bedingungen bestimmte, sie unmittelbar und persönlich betreffende Informationen einzusehen. So können sie auf Antrag zusätzliche Auskünfte zu ihrer Teilnahme am internen Auswahlverfahren erhalten. Die Anträge auf Auskunft sind schriftlich innerhalb einer Frist von 10 Kalendertagen nach Mitteilung der im Auswahlverfahren erzielten Ergebnisse über die Funktionsmailbox EPSO COM-INT-EU27-09-AD12 an das Sekretariat des Prüfungsausschusses zu richten. Die Anträge werden unter Beachtung der Vertraulichkeit der Arbeiten der Prüfungsausschüsse (Anhang III Artikel 6 des Beamtenstatuts) bearbeitet.
3.
Schutz personenbezogener Daten

Als die für die Durchführung des Auswahlverfahrens zuständige Stelle wacht das Europäische Amt für Personalauswahl darüber, dass bei der Behandlung der personenbezogenen Daten der Bewerber die Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2000 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft und zum freien Datenverkehr in vollem Umfang eingehalten wird, insbesondere was die Vertraulichkeit und Sicherheit dieser Daten betrifft (Amtsblatt der Europäischen Union L 8 vom 12. Januar 2001).
Da es sich um computergestützte Tests handelt, werden den Bewerbern bei der Bekanntgabe der Testergebnisse weder die Multiple-Choice-Fragen noch ihre Antworten mitgeteilt, sondern lediglich die Anzahl der von ihnen angekreuzten Antworten sowie die der richtigen Antworten. Diese Angaben werden allen Bewerbern bei der Übermittlung der Ergebnisse mitgeteilt.
4.
Spezielle Prüfungsregelungen für besondere Situationen und Bewerber mit Behinderung 
Sofern möglich werden angemessene Vorkehrungen getroffen, um Menschen mit Behinderung die gleichberechtigte Teilnahme am Auswahlverfahren zu ermöglichen. Ebenso wird erfolgreichen Bewerbern mit einer Behinderung später durch geeignete Vorkehrungen und Maßnahmen geholfen, eine Stelle anzutreten und die damit verbundenen Aufgaben wahrzunehmen.

Bewerber, die eine Behinderung haben oder sich in einer besonderen Situation befinden, die möglicherweise zu Schwierigkeiten beim Prüfungsablauf führt (z. B. Schwangerschaft, Stillzeit, Unfall), kreuzen bitte das entsprechende Kästchen im elektronischen Anmeldeformular an und teilen mit, welche Vorkehrungen sie für notwendig erachten, um ihnen die Teilnahme an den einzelnen Tests und Prüfungen zu erleichtern. 
Diese Bewerber werden gebeten, ein ärztliches Attest oder eine Bescheinigung der zuständigen Stelle, die ihre Behinderung bestätigt, vorzulegen.

Nach Prüfung der Nachweise können entsprechend den eingereichten Anträgen angemessene, auf den jeweiligen Fall abgestimmte Vorkehrungen getroffen werden, sofern sie keinen unverhältnismäßigen Aufwand bedeuten. 
Treten die vorstehend beschriebenen Umstände nach der Anmeldung ein, so unterrichten die Bewerber hiervon nach den oben angegebenen Modalitäten unverzüglich das Sekretariat des Prüfungsausschusses über die Funktionsmailbox EPSO COM-INT-EU27-09-AD12.
ANHANG 1

AntrAg auf ÜBERprüfung – RechtsBEHELF – Beschwerden beim europäischen Bürgerbeauftragten

Da die Statutsbestimmungen sowohl für die Zulassungstests als auch für das Auswahlverfahren gelten, weist die Kommission darauf hin, dass alle Arbeiten gemäß Anhang III des Statuts der Geheimhaltungspflicht unterliegen und dass die Bewerber in jeder Phase der Auswahlverfahren (Vorauswahltests/Zulassungstests und allgemeines Auswahlverfahren) bei einer sie beschwerenden Entscheidung folgende Schritte einleiten können: 
· Antrag auf Überprüfung
Sie können innerhalb von zehn Kalendertagen nach Absendung des Schreibens, mit dem die Entscheidung mitgeteilt wurde, schriftlich unter Angabe von Gründen ein Ersuchen um Überprüfung an folgende Stelle richten:
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Oder per E-Mail an:  EPSO COM-INT-EU27-09-AD12
Das Sekretariat des Prüfungsausschusses übermittelt dem Amt für Personalauswahl die Anträge auf Überprüfung, sofern dieses hierfür zuständig ist. Der Bewerber erhält schnellstmöglich eine Antwort.
· Rechtsbehelf
· Die Bewerber können eine Beschwerde gemäß Artikel 90 Absatz 2 des Statuts der Beamten der Europäischen Gemeinschaften in einfacher Ausfertigung einreichen, und zwar auf einem der folgenden Wege:
· per E-Mail (vorzugsweise PDF-Format) an die Funktionsmailbox ADMIN MAIL B2 (admin-mail-b2@ec.europa.eu) oder 
· per Fax an die Nummer +32 22950039 oder 
· schriftlich an die Adresse SC11 4/57 oder 
· durch Abgabe eines Schreibens bei der Adresse SC11 4/57 (von 9.00 - 12.00 Uhr und von 14.00 - 17.00 Uhr). 
Die zwingenden Fristen von drei Monaten (siehe hierzu das durch die Verordnung (EG) Nr. 723/2004 des Rates vom 22. März 2004 geänderte Statut, Amtsblatt der Europäischen Union L 124 vom 27. April 2004 - http://europa.eu/eur-lex) für diese Verfahrensarten beginnen mit der Mitteilung der beschwerenden Entscheidung.

Die Anstellungsbehörde ist nicht befugt, die Entscheidungen eines Prüfungsausschusses zu ändern. Nach ständiger Rechtsprechung verfügen die Prüfungsausschüsse über ein weites Ermessen, das vom Gemeinschaftsrichter nur überprüft werden kann, wenn ein offensichtlicher Verstoß gegen die Vorschriften über die Arbeitsweise des Prüfungsausschusses vorliegt. 
· Die Bewerber können Rechtsmittel gemäß Artikel 236 EG-Vertrag und Artikel 91 des Statuts der Beamten der Europäischen Gemeinschaften bei folgender Stelle einlegen:


Gericht für den öffentlichen Dienst der Europäischen Union

Boulevard Konrad Adenauer

L-2925 Luxemburg

· Beschwerde beim Europäischen Bürgerbeauftragten

Wie alle Bürgerinnen und Bürger der Europäischen Union können auch die Prüfungsteilnehmer gemäß Artikel 195 Absatz 1 EG-Vertrag den Bürgerbeauftragten mit einer Beschwerde befassen:


Europäischer Bürgerbeauftragter 

1 Avenue du Président Robert Schuman -BP 403

F- 67001 Straßburg Cedex

Hierbei gelten die Voraussetzungen, die im Beschluss 94/262/EGKS, EG, Euratom des Europäischen Parlaments vom 9. März 1994 über die Regelungen und allgemeinen Bedingungen für die Ausübung der Aufgaben des Bürgerbeauftragten festgelegt sind (Amtsblatt der Europäischen Union L 113 vom 4. Mai 1994).
Es wird darauf hingewiesen, dass die zwingende Frist, die gemäß Artikel 90 Absatz 2 und Artikel 91 des Statuts für die Einreichung einer Beschwerde und für die Einlegung eines Rechtsmittels beim Gericht für den öffentlichen Dienst gemäß Artikel 236 EG-Vertrag gilt, durch die Befassung des Bürgerbeauftragten nicht ausgesetzt wird. Außerdem wird darauf hingewiesen, dass gemäß Artikel 2 Absatz 4 der genannten allgemeinen Bedingungen jeder Beschwerde beim Bürgerbeauftragten die geeigneten administrativen Schritte bei dem betreffenden Organ oder der betreffenden Institution vorausgegangen sein müssen.

ANHANG 2

BEISPIELE FÜR BILDUNGSABSCHLÜSSE, DIE DEN IN DIESER BEKANNTMACHUNG GEFORDERTEN ABSCHLÜSSEN GRUNDSÄTZLICH ENTSPRECHEN

EUR 15

	LAND
	Mindestens dreijähriges Hochschulstudium1
	Mindestens vierjähriges Hochschulstudium

	Belgique - 
België -
Belgien
	Bachelor académique (type long)

Academisch gerichte Bachelor (lange type)
	Licence - Licentiaat
Master

	Danmark
	Bachelorgrad


	Kandidatgrad
Master

	Deutschland
	Fachhochschulabschluss 
(6-7 Semester) / Bachelor
	Hochschulabschluss /
Fachhochschulabschluss (8 Semester)/
Master

	Ελλάδα
	
	Πτυχιο Α.Ε.Ι. (πανεπιστημίου, πολυτεχνείου, Τ.Ε.Ι. υποχρεωτικής τετραετούς φοίτησης)

	España
	Diplomado/
Ingeniero técnico
	Licenciatura

	France
	Licence
	Maîtrise/Master

	Ireland/Eire
	Bachelor’s degree


	University degree (4 years)

	Italia
	Laurea -L(breve)
	Laurea specialistica-LS/ Laurea

	Luxembourg
	Bachelor
	Master

	Nederland
	Bachelor 

	Doctoraal examen/Master


	Österreich
	Fachhochschuldiplom

(6-7 Semester) / Bakkalaureus(rea)
	Universitätsdiplom /
Fachhochschuldiplom (8 Semester)/
Magister (tra)

	Portugal
	Bacharelato
	Licenciatura

	Suomi -
Finland
	Kandidaatin tutkinto - Kandidatexamen /
Ammattikorkeakoulututkinto -
Yrkeshögskoleexamen 
(min 120 opintoviikkoa - studieveckor)
	Maisterin tutkinto - Magisterexamen /

Ammattikorkeakoulututkinto -

Yrkeshögskoleexamen 
(min 160 opintoviikkoa - studieveckor)

	Sverige
	Kandidatexamen

(Akademisk examen omfattande minst 120 poäng varav 60 poäng fördjupade studier i ett ämne + uppsats motsvarande 10 poäng)
	Magisterexamen (Akademisk examen omfattande minst 160 poäng varav 80 fördjupade studier i ett ämme + uppsats motsvarande 20 poäng eller två uppsatser motsvarande 10 poäng vardera)

	United Kingdom
	Bachelor’s degree 

	University degree (4 years)


1 Der Hochschulabschluss ist ausreichend, sofern eine mindestens einjährige einschlägige Berufserfahrung erworben wurde.

EUR 10

BEISPIELE FÜR BILDUNGSABSCHLÜSSE, DIE GRUNDSÄTZLICH DEN IN DIESER BEKANNTMACHUNG GEFORDERTEN ABSCHLÜSSEN ENTSPRECHEN

	LAND
	Mindestens dreijähriges Hochschulstudium1
	Mindestens vierjähriges 
Hochschulstudium

	Κύπρος/Kibris
	
	Πανεπιστημιακό Πτυχιο

	Ceská Republika
	Diplom o ukončení Bakalářského studia
	Diplom o ukončení vysokoškolského studia/Magistr

	Eesti
	Bakalaureusekraad (min 120 ainepunkti)
	Bakalaureusekraad (min 160 ainepunkti)
Magistrikraad

	Magyarország
	Föiskola Oklevél
	Egyetemi Oklevél 

	Latvija
	Bakalaura diploms (min 120 kredīti)
	Bakalaura diploms (min 160 kredīti)
Mağistra diploms

	Lietuva
	Bakalauras (min 120 kreditas)
	Bakalauras (160 kreditas)/ 
Magistras

	Malta
	Bachelor’s degree 
	University degree (4 years)

	Polska
	Licencjat / 
Inżynier
	Magister / 
Magister Inżynier

	Slovenská Republika
	Diplom o ukončení Bakalářského studia
	Diplom o ukončení vysokoškolského štúdia / Magister

	Slovenija
	Diploma o pridobljeni visoki strokovni izobrazbi
	Univerzitetna diploma/ Magisterij 


1 Der Hochschulabschluss ist ausreichend, sofern eine mindestens einjährige einschlägige Berufserfahrung erworben wurde.

EUR 2

BEISPIELE FÜR BILDUNGSABSCHLÜSSE, DIE DEN IN DIESER BEKANNTMACHUNG GEFORDERTEN ABSCHLÜSSEN GRUNDSÄTZLICH ENTSPRECHEN

	LAND
	Mindestens dreijähriges Hochschulstudium1
	Mindestens vierjähriges Hochschulstudium

	Bălgarija
	
	Diploma za visshe obrazovanie (Диплома за висше образование)

Bakalavar (Бакалавър)
Magistar (Магистър)

	România
	
	Diplomă de Licenţa


1 Der Hochschulabschluss ist ausreichend, sofern eine mindestens einjährige einschlägige Berufserfahrung erworben wurde.

� Diese Aufgaben beziehen sich auf die erworbene Sachkenntnis, die benötigt wird, um sich auf die Referatsleitung, wie sie in Anhang 2 der Entscheidung der Kommission C (2008) 5028 vom 10. September 2008 bezüglich der Referatsleiter  beschrieben ist, zu bewerben. 


� Die Besoldungsgruppe, die möglicherweise während einer Abordnung im dienstlichen Interesse erzielt wurde, wird für die Teilnahme an diesem Auswahlverfahren nicht berücksichtigt.


�	Sollten mehrere Prüfungsteilnehmer mit derselben Punktzahl den letzten Platz belegen, so werden alle berücksichtigt.


� Sollten mehrere Prüfungsteilnehmer mit derselben Punktzahl den letzten Platz belegen, so werden alle berücksichtigt.


�	Ohne Nachteil für Bewerber mit gleicher Punktzahl.
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